Wien Donnerstag den 6. Jänner 1876. 


IX. Jahrgang. Nr. 1. 


Oeſterreichiſehe 


zeit ſchrift für 


Jerwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung, Grünangergaſſe Nr. 1. 


Commiſſionsverlag für den Buchhandel: Moritz 
(Pränumerationen ſind nur an 


Perles in Wien, Stadt Spiegelgaſſe Nr. 17. 
die Adminiſtration zu richten.) 


Pranumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer jammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjähr ig 2 fl., 


vierteljährig 1 fl. Für das 


Ausland jährlich 3 Thaler. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverfiegelt, find portofrei. 
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Mit dem 1. Jänner 1876 begann ein neues Abonnement. Um in der Zuſendung der „Oeſterreichiſchen Zeitſchrift für 
Verwaltung“ jede Unterbrechung vermeiden zu können, erlauben wir uns die Bitte um gef. rechtzeitige Erneuerung der Prä⸗ 
nnmeration, und zwar wenn irgend möglich durch Poſtanweiſung, da hiedurch ein weſentliches Portoerſparniß erzielt wird 


ur Inhalt. 

e ebung der Folter am 2. Jänner 1776. Von Dr. Leopold 
dler. 3 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Im Falle „beleidigender Schreibart“ in einer Eingabe an eine Gerichtsbehörde 


kommen die Beſtimmungen der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854 
R. G. Bl. Nr. 96 ($ 12 lit. e) nicht in Anwendung. 

Das Ehehinderniß der höheren Weihen (8 63 a. b. G. B.) beſteht bei einem 
röm.⸗katholiſchen Prieſter auch nach deſſen Uebertritt zur orientaliſchen 
Kirche fort. - 

Notiz. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Aufhebung der Folter am 2. 
Von Dr. Leopold Adler. 


Oeſterreich wird in dem nächſten Decennium eine Reihe von 
Gedenktagen feiern, Tage des Andenkens an die Geiſtesthaten der 
großen Regenten Maria Thereſia und Jofef II. Der Zeit und der Be⸗ 
deutung nach unter den Erſten rangirt das Jubiläum der Abſchaffung 
der Folter, eines Ereigniſſes, welches einen Wendepunkt in der Cultur⸗ 
und Rechtsgeſchichte Oeſterreichs bildet. j 
Ein kurzer Rückblick auf den Ursprung, das Weſen und die Auf- 
hebung der Folter ſowie auf die wohlthätigen Folgen dieſer Abſchaffung 
für die Entwicklung des Strafverfahrens bis auf unſere Tage dürfte 
die geziemendſte Feier der großen Reform ſein. 

Die Opfer, welche vom Einzelnen auch heutzutage der Rechts⸗ 
zſicherheit gebracht werden müſſen, find nichthring, zu ihnen zählt auch 
das Riſico einer unverſchuldeten Unterfuchu Verwahrungs⸗, Unter⸗ 
ſuchungshaft, eventuell ſelbſt die zwar ſehr verringerte aber nicht ganz 
ausgeſchloſſene Gefahr unſchuldig verurtheilt und beſtraft zu werden. 
Die Schwierigkeiten, welche jeder menſchlichen Prüfung und 
Erforſchung, insbeſondere aber der richterlichen Feſtſtellung der zumeiſt 
in das Dunkel des Geheimniſſes gehüllten ſtrafbaren Handlung ent⸗ 
gegenſtehen, machen in Erfüllung des der Strafrechtspflege zu Grunde 
liegenden allgemeinen Intereſſes beſtimmte, Unterſuchungszwecken dienende 
und nach Geſtalt der Verhältniſſe gebotene Eingriffe in die Rechts⸗ 
ſphäre des Individuums, welches für ſich wohl im Allgemeinen die alte 
Ehrlichkeitspräſumtion (quilibet praesumitur bonus) geltend machen 
kann, unvermeidlich. Eingriffe in die individuelle Freiheit, welche 
zwar im Namen aber nicht mehr im Intereſſe der ſtrafgerichtlichen 
Unterſuchung erfolgen, ſind vernunft⸗ und rechtswidrig. 


| Jänner 1776. 


Solche vernunftwidrige, gewaltſame Eingriffe in die perſönliche! abreicht, die auch, verſchlungen, den Schuldigen verderben ſollte. 


Freiheit des noch nicht Verurtheilten zu vermeintlichen, aber illu⸗ 
ſoriſchen Beweiszwecken waren die Gottesurtheile (Ordalien) und ſpäter 
die Folter. Der Gedankenproceß, welchen die Strafrichter unſerer Zeit 
(Volks⸗ und Beamtenrichter) in Sicherſtellung der Wahrheit aus ſchwan⸗ 
kenden und widerſprechenden Zeugenausſagen oder in Erſchließung der 
Thatſächlichkeit aus Wahrſcheinlichkeitsgründen präſtiren müſſen, konnte 
freilich von den Richtern der alten Deutſchen noch nicht geleiſtet werden, 
und ſo ſurrogirte denn der Glaube, daß die Götter, ſpäter der chriſtliche 
Gott, ſelbſt an den — elementaren Kräften oder dem Zufalle preisgege⸗ 
benen Verdächtigen Schuld oder Unſchuld erweiſen werden, den richter⸗ 
lichen Scharfſinn! So heißt es ſelbſt noch im Schwabenſpiegel (1275): 
„Wenn was die Leut nit ſehent, das weis doch Gott der Allmächtige, 
darum ſollen wir Gott getrauen, daß er den Kampf nach Recht ſcheide.“ 

Bekanntlich beſtanden außer dem ſchon von Tacitus („Germani 
credunt, Deos adesse bellantibus“) erwähnten Zweikampfe, die 
Waſſerprobe mit heißem (Keſſelprobe) ) oder kaltem Waſſer ), die 
Feuerprobe ) das Loos, das Bahrgericht ), die Kreuzesprobe “), der ge⸗ 
weihte Biſſen ©), ſpäter auch der Reinigungseid, abgelegt auf Reliquien 
— als Gottesurtheile (Ordalien). 

An die Stelle derſelben trat in der deutſchen Strafrechtspflege. 
ſpäter die Folter, pſychiſcher und phyſiſcher Zwang zur Erpreſſung 
von Schuldgeſtändniſſen, welchen allein volle Beweiſeskraft zugeſchrieben 
wurde, dann zur Angabe von Mitſchuldigen und von wiſſenswürdigen 
Thatumſtänden. Die Folter, bei den Römern nur gegen Sklaven an⸗ 
wendbar (ad tormenta servorum ita demum veniri oportet, quum 
suspectus est reus et aliis argumentis ita probationi admovetur, 
ut sola coufessio servorum deesse vıdeatur, Dig 48, fr. 18, J. 1, 
§ 1), wird schon von dem großen Rechtslehrer Ulpianus als ein zwei⸗ 
ſelhaft Ding bezeichnet, („etenim res est fragilis et periculosa et 
quae veritatem fallat; nam plerique patientia sive duritiä tormen- 
torum ita tormenta contemnunt, ut exprimi iis veritas nullo modo 


) Der Verdächtige, welcher unverſehrt kleine Gegenſtände aus dem ſiedenden 

Waſſer herausholte, war durch Gottesurtheil gereinigt. 

) Der Untergehende, welchen das reine Element (das Waſſer) behielt, wurde 
als unſchuldig herausgezogen. 

5) Es war die Hand ins Feuer zu halten, glühendes Eiſen zu tragen, glühende 
Pflugſchaar mit nackten Füſſen zu betreten oder mit wachsgetränktem Hemde 
(nach der lex Ripuaria) durchs Feuer zu gehen. 

) Die beim Nahen des Mörders blutenden Wunden des Ermordeten ſollten 
für die Schuld zeugen. g 

) Der im Aufrechtſtehen und Armrecken am Kreuze Ermattende wird für 
ſchuldig erachtet. . 

e) Der mit Verwünſchungen in den Mund gelegte Biſſen zeugte, wenn er im 
Halſe ſtecken blieb, für die Schuld. In chriſtlicher Zeit wurde die Hoſtie ver⸗ 


possit; alii tanta sunt impatientia, ut quovis mentiri, quam pati 
tormenta velint; ita fit, ut etiam vario modo fateantur, ut non 
tantum se, verum etiam alıos comminentur. — Dig 48, 18 lex 1, 
§ 23). Die Folter findet ſich im weſtgothiſchen Geſetze (586 nach Chr.) 
anwendbar auch gegen nobiles und ingenui, die ſich der Verſchwörung 
gegen den König oder das Land ſchuldig gemacht, oder einen Todtſchlag 
oder Ehebruch begangen haben, wenn ſie von Jemanden, der ihnen 
gleich an Geburt oder Würde iſt, angeklagt werden und die Anklage 
durch drei Zeugen oder durch Eid zuvor bewährt wird ). 

Den Gebrauch der Tortur ſelbſt in früheren chriſtlichen Jahr⸗ 
hunderten bezeugt auch Augustinus (354 p. Ch. n. in feiner berühm⸗ 
ten Schrift de civitate Dei lib. 19 cap. 6), indem er gleichzeitig 
die Verwerflichkeit der Folter darzuthun ſich bemüht ). Die Tortur 
wurde auch in dem kanoniſchen Proceſſe der geiſtlichen Gerichte oft 
angewendet, ſchon in dem Decretum Gratiani geſchieht der Tortur 
Erwähnung und die Decretalen der Päpſte beſchäftigten ſich damit, ſo 
verordnete Gregor VII., daß man nicht zu raſch und vorſchnell mit 
der Folter vorſchreiten ſolle s). Die italiſchen Criminaliſten Duranti und 
Hippolitus de Massiliis betrachten die Tortur faſt ganz aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte eines Gottesurtheiles. Dies geht namentlich aus der Er⸗ 
zählung Hippolyts hervor, daß ſelbſt die Ankläger, welche den Beweis 
der Anklage nicht zu führen vermochten, ſich zu der Tortur erboten 
und daß Kläger und Geklagter an Standhaftigkeit und Ausdauer in 
Ertragung der Qualen wetteiſerten, um die Wahrheit der Beſchuldigung oder 
ihre Unſchuld darzuthun. Daher räth denn auch Hippolytus ſorgfältig Obacht 
zu haben, daß nicht der Gefolterte durch Zaubermittel oder Zauberformeln 
die Schmerzen unwirkſam mache. — Die Folter erhielt im Gerichtsver⸗ 
fahren Deutſchlands eine ſtets erweiterte Anwendung und iſt neben den 
Hexen⸗ und Ketzerproceſſen eine der traurigſten und für den Menſchen⸗ 
geiſt beſchämendſten Einrichtungen und Maßregeln der Vorzeit. — Die 
peinliche Halsgerichtsordnung Kaiſer Karl V. vom Jahre 1532, deren 
Verſaſſer in der Humanität ihren Zeitgenoſſen ſchon weit vorangeeilt 
waren, enthält noch ſehr umſtändliche Normen über die „peinliche Frage“. 
Sie beſchränkte die Anwendung derſelben auf Capitalverbrechen, deren 
Begriff damals allerdings ziemlich ausgedehnt war. Auch ſollte bei 
dieſen die Tortur nur in Folge eines richterlichen Erkenntniſſes, wenn 
der Thatbeſtand ausgemittelt und „wenn der Argwohn und Verdacht 
einer beklagten Perſon und vermeinten Mißhandlung als beſtehend er⸗ 
funden würde“ (wenn wenigſtens eine dringende Vermuthung gegen den 
Angeſchuldigten vorlag) — zur Anwendung kommen. Die Carolina beſtimmt: 

„Wenn man den Gefangenen peinlich fragen will von Amtswegen 
oder auf Anſuchen des Klägers, fo ſoll derſelbe zuvor in Gegenwart 
des Richters, zweier des Gerichtes und des Gerichtsſchreibers fleißiglich 
zu Rede gehalten werden ... anch mit Bedrohung der Marter 
„„beſprecht““ werden“. 

„Beim Läugnen und „bei Erfindung redlichen Argwohns und 
Verdachtes ſoll er peinlich gefragt werden in Gegenwärtigkeit des 
Richters und zum Wenigſten Zweier des Gerichtes und des Gerichts⸗ 
ſchreibers, und was ſich in der „„Urgicht““ oder ſeiner Bekenntniß 
und aller Erkundigung findet, ſoll eigentlich aufgeſchrieben, dem Kläger 
ſoviel ihn betrifft, eröffnet und auf ſein Begehren Abſchrift gegeben und 
gevehrlich mitverzogen und verhalten werden“. Das Urtheil auf die 
ſcharfe Frage hatte ſowohl die Grade der Marter als die Torturalfragen 


[ 

) Ueberſtand der Gefolterte die Martern, fo fiel der Ankläger in die Gewalt 
desselben, der frei über ihn ſchalten, nur ihn nicht tödten durfte und eine 
ſo hohe Compoſition (Geldbuße) von ihm fordern konnte, als er ſelbſt die 
erduldeten Martern ſchätzte. Starb der Angeklagte unter der Folter oder 
litt er beträchtlichen Schaden an ſeiner Geſundheit und der Richter konnte 
überführt werden, daß er, böslich oder durch Schuld oder durch Geſchenke 
des Anklägers beſtochen, durch die Wahl der Martern den Tod des Ange⸗ 
klagten herbeigeführt habe, ſo wurde er den nächſten Verwandten desſelben 
zu gleicher Peinigung ausgeliefert. Traf ihn auch bloß der Vorwurf der Un⸗ 
vorſichtigkeit, ſo mußte er den Verwandten eine Compofition von 500 Solidi 
entrichten oder verfiel in ihre Leibeigenſchaft und der Anklager wurde ihrer 
Rache ausgeliefert (lex Wisigoth. Lib. VI., tit. 1, 8 2). 

) Quid cum in sua quisque causa torquetur et cum quaeritur, utrum sit 
nocens cruciatur et innocens luit pro incerto scelere certissimas poenas, 
non quia illud commisisse detegitur, sed quia non com- 
misisse neseitur. At per hoc ignorantia judieis plerumque est cala- 
mitas innocentis. Et quod intolerabilius magisque plangendum rigandum- 
que, si fieri posset, fontibus lacrymarum, cum propterea torqueat judex 
accusatum, ne occidat nesciens innocentem, sit per ignorantiae mise- 
riam, ut et tortum et innocentem oceidat, quem ne innocentem occide- 
rit, torserat* — 

) C. b X de R. J.: „in ipso causae initio non est a quaestione in- 
choandum“. Bi 


als noch die anzuwendenden Inſtrumente und die Dauer der Marter 
genau feſtzuſetzen. Es gab 3 Grade der Folter, die „gelinde“, „ziemliche“ 
und die „mit der Schärfe“. 

Ueber das Maß peinlicher Frage enthält die Carolina folgende 
intereſſante Beſtimmungen: 

„Item die peinliche Frag' ſoll nach Gelegenheit des Argwohns 
der Perſon viel, oft, oder wenig — hart oder linder — nach Er⸗ 
meſſung eines guten, vernünftigen Richters fürgenommen werden und 
ſoll die Ausſag' des Gefragten nit angenommen oder aufgeſchrieben 
werden, ſo er in der Marter — ſondern er ſoll ſein Sag' thun, ſo 
er von der Marter gelaſſen iſt.“ 


„Item ob der Beklagte gefährlich Wunden oder andere Schäden 
an ſeinem Leib' hätt' — ſo ſoll die peinlich' Frag' dermaſſen gegen 
ihn vorgenommen werden, damit er an ſolchen Wunden und Schäden 
am Mindeſten verletzt würde. Item der fo auf erfundene redlich An⸗ 
zeigung einer Miſſethat halb die peinliche Frag' vorgenommen — auch 
auf Bekenntniß des Gefragten ... fleißig mögliche Erkundigung 
und Nachfrage geſchieht und wenn in derſelben, ſolche Wahrheit be⸗ 
kannter That gefunden wird, die kein Unſchuldiger alſo ſagen und 
wiſſen könnte, alsdann iſt ſolchem Bekenntniß unzweifelhaſter Weiſe 
zu glauben und iſt nach Geſtalt der Sache peinliche Strafe darauf zu 
urtheilen. Item ſo der Beklagte noch einen ſolchen Argwohn und Ver⸗ 
dacht, welcher zu peinlicher Frage genügſam erfunden, peinlich einge⸗ 
bracht, mit Marter gefragt und durch eigen Bekenntniß oder Beweiſung 
der beklagten Miſſethat nicht überwunden würde, ſo haben doch Rich⸗ 
ter und Ankläger mit obgemeldeten ordentlichen und im Recht zuläſſi⸗ 
gen peinlichen Fragen keine Strafe verwirkt, denn die böſen Anzei⸗ 
gungen haben der geſchehenen Frage entſchuldigende Urſach gegeben und 
man ſoll ſich nach dem Ausſpruch des Rechtes nit allein vor Vollbrin⸗ 
gung der Uebelthat, ſondern auch von aller Geſtaltniß des Uebels, 
welche böſen Leumund und Anzeigen der Miſſethat machen, hüten und 
wer das nicht thut, der würde ſeiner Beſchwerde eigene Urſach' ſein. 
Und ſoll in dieſem Falle der Ankläger ſelbſt ſeine Koſten und der Ge⸗ 
klagte ebenſo ſeine Atzung, nachdem er ja ſelbſt zum Verdachte Ur⸗ 
ſach' gegeben, entrichten und die Obrigkeit die übrigen Gerichtskoſten 
wie für den Nachrichter und andere Diener des Gerichtes oder Ge⸗ 
fangniß ſelber ſelbſt tragen“. „Wo aber ſolche peinliche Frage gegen 
dieſe und des heiligen Reiches rechtmäßige Ordnung gebraucht würde, 
ſo wären dieſe Richter als Urheber ſolcher unbilligen peinlichen Frage 
ſträflich und ſollen darum nach Geſtalt und Gelegenheit der Ueberführung, 
wie Recht iſt, Straf? und Abtrag erleiden und mögen darum von 
ihrem nächſten ordentlichen Obergericht gerechtfertigt werden“. — Gegen 
deu durch die Marter gereinigten ſchwerer Miſſethat Beinzichtigten 
wurde doch oft noch ſogenannte außerordentliche Strafe und Landes⸗ 
verweiſung verhängt. 

Die Marterinſtrumente waren nach Zeit und Ort verſchieden. Am 
häufigſten kamen die Daumen⸗ und Zehenſchrauben, die ſpaniſchen Stiefel 
und Beinſchrauben, die Leine oder die Schnuren, die Leiter mit oder ohne 
geſpickten Haſen, das bambergiſche Inſtrument, der Mannheimerbock, die 
Schwefelfäden, der lüneburg'ſche Stuhl, der Halskragen, die Dornen⸗ 
krone, die pommerſche Mütze, der trockene Aufzug, das ſpaniſche Fuß⸗ 
band und die Folter mit dem Feuer vor. > 

Die Constitutio Criminalis Theresiana (peinliche Halsgerichts⸗ 
ordnung Mariae-Theresiae, promulgirt am 31. December 1768) handelt 
im 38. Artikel „von den genügſamen Urſach⸗ und Anzeigungen zur 
peinlichen Frage, auch n, wider wen und wie felbe vorzunehmen 
ſei.“ Die im $ 1 enthaltene Definition der peinlichen Frage lautet: 
„Die peinliche Frag iſt ein rechtliches Zwangsmittel, um einen läug⸗ 
nenden Uebelthäter, welcher der verübten That halber ſtark beſchweret 
iſt, in Abgang eines vollſtändigen Beweiſes zur Bekenntniß zu bringen, 
oder allenfalls denſelben von dem ihm zur Laſt fallenden Verdachte und 
Inzichten zu reinigen“. 

Auf die peinliche Frage war pon dem ordentlich beſetzten Blut⸗ 
gerichte durch Beiurtheil zu erkennen. 

Genügende Anzeigungen zur Tortur waren: 

a) Ein untadelhaſter Thatzeuge dazu ſonſtige Inzicht oder übler 
Leumund des Inquiſiten. - 

b) Ergreifung auf offenbarer That und freventliches Läugnen des 
Thäters; 

c) Vorausgehende freie außergerichtliche Berühmung der That und 
gerichtliches Läugnen. i 

d) Mehrere Anzeigungen zuſammen wie: leichtfertiges Vorleben, An⸗ 


weſenheit am Thatorte, verdächtiger Umgang, Spuren des Ver⸗ 

brechens, Veränderung der Geſtalt, Wankelmüthigkeit und Falſch⸗ 

heit im Reden, „während der Gefängniß geübte Praktiken“, „ein 

heimlicher Vergleich über das angegebene Lafter“ u. ſ. w. 

e) um bei eingeſtandener Schuld die Mitſchuldigen oder wiſſenswerthe 

Umſtände zu erfahren. 
a Man unterſchied von der bloß bei Miſſethaten, welche die Todes⸗ 
ſtrafe nach ſich ziehen, anwendbaren wirklichen Tortur nach 
der Wiener⸗Praxis drei Grade: 1. den Daumſtock (oder Daum⸗ 
ſchraube), 2. das Binden oder Schnüren, 3. den ſogenannten trockenen 
Aufzug mit Gewichtsanhängung; nach der Prager Praxis aber noch: 
„die Anwendung des Feuers gegen den auf der Leiter ausgeſpannten 
Körper des Gemarterten“ als 4. Grad hatte — die (bei mit Leibes⸗ 
ſtrafe belegten Miſſethaten, dann bei alten und ſchwächlichen Leuten 
allgemein übliche) „bloße Schreckung mit der Tortur (Territion)“, 
welche wieder entweder „blos wörtig“ (Vorſtellung des Freimannes, 
Abfuhr in die Marterkammer, Vorzeigung der Marterinſtrumente) oder 
„thätig“ (Führung bis zum Marterbankel, Anlegung der Marterwerk⸗ 
zeuge) war. Die Folter war ſtets mit der Schreckung zu beginnen und 
mußte in Gegenwart des Richters, zweier Beiſitzer, des Gerichtsſchreibers 
dann eines Leib⸗ und Wundarztes bei angezündeten Lichtern und ſollte 
nicht öfter als dreimal und bei mehreren läugnenden Inquiſiten immer 
zuerſt an dem Schwächeren vollzogen werden. „Ueber dreimal ſoll keiner 
torquirt, ſondern derſelbe, der die Pein dreimal ausſtehet und entweder 
gar nichts eingeſtanden oder das Eingeſtandene hernach allemal wider⸗ 
rufen hat, insgemein los⸗ und ledig geſprochen werden, weil er ſich von 
den vorigen Inzichten durch die ausgeſtandene Tortur genügſam ge⸗ 
reinigt hat. — Zwei bis drei Tage nach der Marter, nach welcher 
von den zugezogenen Aerzten die Glieder des Gemarterten einzurichten 
waren, war der Gemarterte, wenn er ſich erholt hatte, zur Beſtätigung 
des in der Marter Geſtandenen und Protokollirten aufzufordern und 
nur dieſes neuerliche Schuldgeſtändniß (die „Beſtätigung der Bekennt⸗ 
niß nach der Pein“ „Urgicht“ [8 31. der Thereſiana]) hatte Be⸗ 
weiſeskraft. 

Ueber den Läugnenden konnten unter Umſtänden außerordentliche 
Strafen und die Abſchaffung aus dem Bezirke verhängt werden. 

So war der Geſtändnißzwang ſelbſt noch in dem Strafcodex der 
milden Regentin Maria Thereſia geſtaltet. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Im Falle „beleidigender Schreibart“ in einer Eingabe an eine Ge⸗ 
richtsbehörde kommen die Beſtimmungen der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854, N. G. Bl. Nr. 96 (812 lit. e) nicht in Anwendung. 


Friedrich P., Winkelſchreiber in J., hat aus Anlaß einer gegen 
ihn anhängig geweſenen ſtrafgerichtlichen Unterſuchung wegen Uebertre⸗ 
tung gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung unterm 18. April 1875 
bei dem Bezirksgerichte eine Eingabe überreicht, in welcher er um De⸗ 
legirung eines anderen Gerichtes zur Durchführung der obſchwebenden 
Strafverhandlung bat. 

In dieſer Eingabe hat P. ſich einer ſowohl das Bezirksgericht 
als auch den Vorſtand des Kreisgerichtes in J., Kreisgerichtspräſiden⸗ 
ten Ferdinand O., beleidigenden Schreibart bedient. Das Bezirksgericht 
leitete dieſe Eingabe an die Staatsanwaltſchaft in J. und dieſe an den 
dortigen Gemeinderath als politiſche Behörde erſter Inſtanz zur compe⸗ 
tenten Amtshandlung im Sinne des $ 12 der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854. 

Der Stadtrath hat denn auch den Friederich P. dieſer gegen das 
Bezirksgericht und den Kreisgerichtspräſidenten gerichteten beleidigenden 
Schreibart — nach durchgeführter mündlicher Strafverhandlung auf 
Grund des Geſtändniſſes des P. mit dem Straſerkenntniſſe vom 28. 
Juni 1875 ſchuldig befunden und erkannt: „es ſei Friedrich P. nach 
$ 11 der kaiſ. Vdg. vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 in 
Verbindung mit den 88 70 und 102 des Gemeindeſtatutes von J. 
(L. G. und R. Bl. für Mähren vom Jahre 1864, Nr. 52) in Be⸗ 
rückſichtigung des erſchwerenden Umſtandes feiner vorausgegangenen 
zweimaligen Abſtrafung, ferner daß er die Würde eines k. k. Gerichtes 
und den Vorſtand eines Gerichtshofes durch unerwieſene Thatſachen in 
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Sachen über vernachläſſigte Juſtiz vorbrachte, die er zu beurtheilen 
nicht im Stande iſt, mit einer Geldſtrafe von fünfzig Gulden, even⸗ 
tuell 10 Tagen Arreſt zu ahnden“. 

Ueber den von P. gegen dieſes Straferkenntniß eingebrachten 
Statthaltereirecurs hat die Statthalterei in Brünn mit der Entſcheidung 
vom 5. Auguft 1875 das angefochtene Straferkenntniß der erſten In⸗ 
ſtanz vollinhaltlich beſtätigt. 

Ueber die von Friedrich P. hierauf an das k. k. Miniſterium 
des Innern ergriffene Beſchwerde, hat dieſes unterm 23. November 
1875, 3. 13.553, die Conformatſtraferkenntniſſe des Gemeinderathes 
von J. und der k. k. Statthalterei behoben, und außer Kraft geſetzt, 
„weil unter dem im Abſatze e des § 12 der kaiſ. Vdg. vom 20. April 
1854, Nr. 96 R. G. Bl., enthaltenen Ausdrucke „Behörde“ mit Rück⸗ 
ſicht auf die übrigen Beſtimmungen dieſer kaiſ. Verordnung „Gerichts⸗ 
behörden“ nicht ſubſumirt werden können, daher dieſe kaiſ. Verordnung 
im vorliegenden Falle keine Anwendung findet“. M. 


Das Ehehinderniß der höheren Weihen ($ 63 a. b. G. B.) beſteht 
bei einem römiſch⸗katholiſchen Prieſter anch nach deſſen Uebertritt 
zur orientaliſchen Kirche fort. 


Der römiſch⸗katholiſche Weltprieſter und geweſene Feld⸗Caplan 
Nicolaus B. hat nach ſeinem Uebertritt zur griechiſch⸗orientaliſchen 
Kirche am 12. October neuen, 30. September alten Styles 1863 vor 
dem griechiſch⸗ orientaliſchen Pfarrer in Raab mit der Hermine B. ein 
eheliches Bündniß geſchloſſen, welches in Folge der nach 8 94 des 
a. b. G. B. durch das Lemberger lateiniſche Metropolitan⸗Conſiſtorium 
geſchehenen Anregung, ungeachtet der vom Vertheidiger des Ehebandes 
erhobenen Einwendungen, daß Nicolaus B. durch ſeinen Uebertritt zur 
griechiſch⸗orientaliſchen Religion aufgehört habe, römiſch⸗katholiſcher Prieſter 
zu fein, daher ihm das Ehehinderniß des $ 63 a. b. G. B. nicht mehr 
entgegenſtand, weil nach den Staatsgrundgeſetzen der Uebertritt zu einem 
anderen Religionsbekenntniſſe Jedermann freiſteht, daß ferner die Ehe⸗ 
leute nach erlangter Kenntniß des Hinderniſſes die Ehe ſortſetzten und 
Kinder zeugten, deren Rechte durch die Ungiltigkeits⸗Erklärung der Ehe 
beeinträchtigt würden — nach durchgeführter mündlicher Verhandlung vom 
k. k. Kreisgerichte in Stanislau mit Urtheil vom 13. April 1875, 3. 
4381, für ungiltig erkärt wurde aus folgenden Gründen: 

Mit dem durch das genannte Metropolitan⸗Conſiſtorium mitge⸗ 
theilten Inſtrumente iſt es nachgewieſen, daß der Seminar⸗Alumnus 
Nicblaus B. durch den lateiniſchen Erzbiſchof von Lemberg, Lucas B., 
am 8. September 1856 zum Subdiakon, am 14. September 1856 
zum Diakon, und am 18. October 1856 zum Prieſter ausgeweiht 
wurde. Mit dem von Amtswegen beigeſchafften Auszuge aus den Ehe⸗ 
ſtands⸗Matrikeln des Raaber orientaliſchen Pfarramtes vom 12. October 
1872, welcher durch das zuſtändige griechiſch⸗örientaliſche Conſiſtorium 
in Ofen gehörig legaliſirt iſt, iſt es dargethan, daß dieſer Nikolaus B. 
am 12 October (neuen Styls) 1863 vor dem Raaber orientaliſchen 
Pfarrer mit Hermine B. das eheliche Bündniß geſchloſſen hat. — In 
Erwägung aber, daß Nicolaus B., wie oben dargethan, als Prieſter 
auch hiemit ſchon die höheren Weihen bereits längſt vor dem gedachten 
Ehebündniſſe empfangen hat, erſcheint dieſer mit Hermine B. geſchloſſene 
Ehevertrag nach 8 63 a. b. G. B. als ungiltig und muß daher in 
Folge der nach 8 94 a. b. G. B. durch das Lemberger lateiniſche 
Metropolitan⸗Conſiſtorium geſchehenen Anregung dieſes Falles nach 
der im Grunde Hofdecretes vom 23. Auguſt 1819, Z. 1505, diesfalls 
durchgeführten Unterſuchung für ungiltig erkannt werden. Zwar hebt der 
Vertheidiger des Ehebandes, mit Berufung auf die Staatsgrundgeſetze, 
hervor, daß Nikolaus B. bereits vor Schließung der Ehe zur orientali⸗ 
ſchen Kirche übergetreten iſt, ſomit aufgehört hat, ein Katholik und 
ein römiſch⸗katholiſcher Prieſter zu ſein, weßhalb ſeiner Ehe im Augen⸗ 
blicke deren Verbindung das Verbot des 8 63 a. b. G. B. nicht mehr 
im Wege ſtand. Dieſe Argumentation des Vertheidigers des in Frage 
ſtehenden Ehebandes iſt aber — ohne hier in eine Auseinanderſetzung 
der Frage: ob es erwieſen vorliegt, daß der gedachte Weltprieſter 
Nicolaus B. zur orientaliſchen Kirche auf legalem Wege übergetreten 
iſt, einzugehen — keineswegs ſtichhältig, denn durch das berufene 
Staatsgrundgeſetz wurden zwar die beſtandenen geſetzlichen Beſtimmungen 
bei dem Uebertritte von einem zum anderen Religionsbekenntniſſe geregelt 
— es wurde aber das im $ 63 a. b. G. B. feſtgeſetzte Ehehinderniß 


den gemeinſten Ausdrücken ſchwer beleidigte, ja ſogar in ſeiner Eingabe der höhern Weihen weder aufgehoben noch irgendwie eingeſchränkt, 


weßhalb auch ſolches noch immer als beſtehend angeſehen werden muß; 
dies insbeſondere bei Nikolaus B., weil ihm nach den Grundſätzen des 
chriſtlichen Glaubens bei der Ertheilung des Sacramentes der Prieſter⸗ 
weihe ein unsauslöſchliches Merkmal geſpendet wurde, welches durch den 
Glaubenswechſel nicht aufgehört hat, da er, falls er als Prieſter der 
brientaliſchen Kirche fungiren wollte, nicht zum zweiten Male ausge⸗ 
weiht werden mußte, indem die orientalifhe Kirche die durch die 
katholiſche Kirche ertheilte Prieſterweihe ebenſo als giltig anerkennt, als 
die katholiſche Kirche die in der orientaliſchen Kirche ertheilte Prieſter⸗ 
weihe als giltig anſieht; endlich beſteht das Ehehinderniß des 8 63 
a. b. G. B. rückſichtlich des zum orientaliſchen Glauben übergetretenen 
Nicolaus B. auch ſchon deßhalb aufrecht, weil nach den Satzungen der 
orientaliſchen Kirche den Prieſtern, welche die höheren Weihen em⸗ 
pfangen, nicht geſtattet iſt, ſich zu verehelichen. 

Auf Appellation des Vertheidigers des Ehebandes hat das k. k. 
Lemberger Oberlandesgericht mit Urtheil vom 13. April 1875, 
3. 4381, das erſtrichterliche Urtheil aus den gefeßlichen, durch die 
Appellation nicht widerlegten erſtrichterlichen Gründen und mit Ueber⸗ 
gehung der nicht liquidirten Koſten zweiter Inſtanz beſtätigt. 

In dem vom Vertheidiger des Ehebandes dagegen überreichten 
Reviſionsbegehren wird ſich auf ſeine im Zuge der Verhandlung vorge⸗ 
brachten Einwendungen bezogen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch dieſem Reviſionsbegehren 
keine Folge gegeben und die gleichlautenden untergerichtlichen Urtheile 
beſtätigt und das Erkenntniß bezüglich der Reviſionskoſten übergangen 
aus nachſtehenden Gründen: 

Laut Beſtätigung des Lemberger lateiniſchen Metropolitan⸗Conſi⸗ 
ſtoriums erhielt Nikolaus B. vom dortigen lateiniſchen Erzbiſchofe am 
17. October 1856 die höhere Weihe des Presbyteriats; er kann daher 
gemäß § 63 a. b. G. B. keinen giltigen Ehevertrag ſchließen. Hieran 
ändert nichts der Umſtand, daß er am 26. September 1863 in Peſt 
zur griechiſch⸗orientaliſchen Kirche übertrat und die Ehe zu Raab in 
Ungarn am 12. Oetober 1863 ſchloß. Denn die bezogene geſetzliche 
Beſtimmung unterſcheidet nicht zwiſchen den verſchiedenen Kirchen⸗Disci⸗ 
plinen, und es ſteht dieſes Ehehinderniß auch den Prieſtern der griechi⸗ 
ſchen, ſowohl unirten als auch orientaliſchen Kirche entgegen. Durch das 
in Frage kommende Ehehinderniß wird dem Prieſter das ſittliche 
Vermögen zur Eheſchließung benommen, und die perſönliche Fähigkeit 
der diesſeitigen Staatsbürger iſt gemäß $ 4 des a. b. G. B. nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu beurtheilen. Nicolaus B. iſt aber 
als Prieſter der Lemberger lateiniſchen Erzdiöceſe ein Staatsbürger der 
im Reichsrathe vertretenen Reichshälfte, für welche in Eheſachen die 
Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches gelten (Geſetz vom 
25. Mai 1868, Nr. 47 R. G. Bl.). — Bei dieſen Erwägungen 
konnte dem Reviſionsbegehren des Vertheidigers des Ehebandes nicht 
willſahrt werden und es mußten die geſetzlich begründeten untergericht⸗ 
lichen Urtheile aufrecht erhalten werden. — Die von keinem Theile 
liquidirten Reviſionskoſten wurden übergangen. Jur. Bl. 


Notiz. 


(Zur Hirſchgeweihfrage) ) erhalten wir weiters folgende Zuſchrift 
Geehrter Herr Redacteur! 
Geſtatten Sie mir in Beantwortung der von Herrn Dr. L. Adler in 
Nr. 51 des Jahrg. 1875 dieſer Zeitſchriſt wider mein Votum in der Hirſchge⸗ 
weihfrage (Nr. 50 d. Jahrg. 1875) erhobenen Einwendungen zur Klarſtellung meines 
Standpunktes noch wenige Worte. 
1. Ich gab — eben um einem etwa daher geholten Einwande von vorne⸗ 
herein zu begegnen — zu, daß das bſterreichiſche Recht (nicht ſpeciell das a. b. 
G. B.) zwiſchen Pertinenz und Beſtandtheil nicht immer ſtrenge unterſcheide. 
Daß aber dieſer Unterſchied dennoch auch auf dem Gebiete des a. b. G. B. nicht 
nur gemacht werden dürfe, ſondern müſſe, darauf wollte ich eben durch das 
Citat von Ungers Syſtem, I. 88 53 und 55 hingewieſen haben, in welchen 
Stellen dieſer Satz aufgeſtellt und des Näheren begründet wird. 
2. Ich habe nirgends behauptet, daß an unapprehendirtem Wilde „auch kein 
privilegirtes Occupationsrecht beſtehe“, vielmehr ausdrücklich das Jagdrecht nur 
als ſolches auffaſſen zu können unter Berufung der 88 382 und 383 a. b. G. B. 


) M. vergl. die bezüglichen Abhandlungen in den Nummern 46, 48, 50 und 
51 des Jahrg. 1875 dieſer Zeitſchrift. 
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erklärt. Dies hinderte mich nicht, fordern beſtimmte mich vielmehr, das Wild in 
zweifelloſer Uebereinſtimmung mit dem Wortlaute des 8 382 b. G. B. als eine 
„freiſtehende Sache“ zu erklären, da Occupation im jur. Sinne doch nur an 
freiſtehenden Sachen möglich iſt. Das am Wilde beſtehende privilegirte 
Occupationsrecht aber auch auf ein abgeworfenes Geweih, welches dadurch 
eine ſelbſtſtändige Sache geworden ift, auszudehnen, ſchien mir die Grenzen des 
Jagdrechts, welches allenthalben nur als Erlegen und Fangen des Wildes definirt 
wird, zu überſchreiten. Mithin verfiel ein ſolches m. Erachtens dem allgemeinen 
nicht privilegirten Oceupationsrecht eines Jeden. (8 381 a. b. G. B.) 
Es trifft mich — ich bitte dies nicht als eine unfreiwillige Ironie auf⸗ 
zufaſſen — alſo nicht der Vorwurf, zuviel bewieſen zu haben. 
Dr. A. Mack. 


Perfonalien. 


8 Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirections⸗Adjuncten im Miniſterium 
des Innern Guſtav Stockher den Titel und Charakter eines Hilfsämterdirectors, 
dann dem Rechnungsrevidenten dieſes Miniſteriunis Joſef Eder den Titel und 
Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Legationsſecretär Ladislaus Hen⸗ 
gelmüller v. Hengervär den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tax⸗ 
frei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die bei der Lottodirection fiſtemiſirte Hofrathsſtelle 
dem Sectionsrathe und Oberfinanzrathe bei dieſer Direction Karl Latour v. 
Thurmburg und die dadurch erledigte Oberfinanzrathsſtelle dem Finanzrathe 
daſelbſt Franz Negedly verliehen. ö 

Seine Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes ausgezeichneten Miniſterialſecretär Dr. Heinrich Ritter v. Wittek zum 
Sectionsrathe im Handelsminiſterium ernannt. 

„Seine Majeſtät haben dem Inſpector der k. k. Generalinſpection der öſterr. 
Eiſenbahnen Rudolf Freiherrn v. Lilienau taxfrei den Titel eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. k. Hofſecretär Leopold Ivo zum wirklichen 
Regierungsrathe und Kanzleidirector des k. k. Oberſtſtallmeiſteramtes ernannt. 

3 Seine Majeſtät haben dem pen). Salinenphyſicus, kaiſ. Rath Dr. Joſeph 
Ritter Brenner v. Felsach in Iſchl den Titel eines Regierungsrathes tax⸗ 
frei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Wilhelm Hacker und 
Joſeph Daghofer zu Rechnungsräthen im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat dem mit Titel und Charakter eines Forſtrathes 
ausgezeichneten Oberforſtingenieur Franz Wondräk eine ſyſtemiſirte Forſtraths⸗ 
ſtelle im Ackerbauminiſterium verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Concipiſten der Krakauer Polizei⸗ 
direction Heinrich Engl zum Commiſſär bei dieſer Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeirath Aurel Köveß, die Statt- 
haltereiſecretäre Peter Ritter v. Skwarezynski und Miazislaus Polikowski, 
dann den Finanz⸗Obercommiſſär Thadeus Grafen Dzieduszicki zu Bezirks⸗ 
hauptmännern, ferner die Bezirkscommiſſäre Ladislaus Krzaczkowski und 
Joſeph Mieſowicz zu Statthaltereiſeeretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Julius Friedrich 
zum Polizeirathe bei der Lemberger Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Concipiſten der Trieſter Polizeidirection 
Joſef Gran⸗Ruaz zum Polizeicommiſſär in Trient ernannt. 


Erledigungen. 


Univerſitäts⸗Secretärsſtelle an der k. k. Univerſität zu Innsbruck mit den 
Bezügen der neunten Rangsclaſſe bis Ende Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 293.) 

Univerſitäts⸗Officialsſtelle an der k. k. Univerſität zu Innsbruck mit der 
zehnten Rangsclaſſe eventuell Univ. Kanzliſtenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe. 
bis Ende Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 293.) 

Oberingenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Ingenieurs⸗ 
ſtelle in der neunten Rangsclaſſe im Staatsdienſte Galiziens bis 18. Jänner 
1876. (Amtsbl. Nr. 294.) 

Archivars⸗ und Lotto⸗Oberamts⸗Officialsſtellen beim Lottoamte in Inns⸗ 
bruck mit der neunten Rangsclaſſe eventuell einige Officials⸗ und Aſſiſtenten⸗ 
ſtellen in der zehnten beziehungsweiſe in der eilften Rangsclaſſe, bis 25. Jänner 
1876. (Amtsbl. Nr. 295.) 

Forſtelevenſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in 
Salzburg mit 500 fl. Adjutum, bis 20. Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 275.) 

Finanzcommiſſärsſtelle bei der Salzburger Finanzdirection in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 24. Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 289.) 

Officialsſtelle im k. k. Verſatzamte in Wien mit 600 fl. Gehalt und 
240 fl. Quartiergeld bis 8. Februar 1876. (Amtsbl. Nr. 298.) 

Eoneipiftenftelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der Finanzprocuratur in 
Wien bis 20. Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 298.) 

Secretärsſtelle bei der Verwaltung der Bukowinaer gr. or. Religionsfonds⸗ 
güter in der achten Rangsclaſſe bis 15. Jänner. (Amtsbl. Nr. 2.) 


Im Verlage von Moritz Perles in Wien, Stadt, Fpiegelgaſſe 17, 
iſt erſchienen: 
Moritz v. Kaiſerfeld, Verwaltungs⸗ Gerichtshof und 
Verwaltungsreform. ̃ 
Preis 50 kr., franco pr. Kreuzband 55 kr. 
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